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TOP 4: Weiterentwicklung der Gerontopsychiatrischen Zentren/Vorstellung des „Kölner Modells“

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, meine sehr geehrten Damen und Herren,

gerne nutze ich die Gelegenheit, Ihnen in Kürze darzustellen, wie die Stadt Köln ihre kommunale Verpflichtung auch auf gerontopsychiatrischem Gebiet wahrnimmt. Ich würde mich freuen, wenn dies auch eine Anregung für weitere Kommunen im Rheinland sein könnte, die Aktivitäten in diesem an Bedeutung zunehmenden Bereich auszuweiten. Als Leiter des Kölner Gesundheitsamtes muss ich an dieser Stelle aber auch darauf hinweisen, dass vieles von dem, wofür Herr Dr. Johannsen, der Chefarzt der Abteilung Gerontopsychiatrie an den rheinischen Landeskliniken Köln, freundlicherweise den Begriff  „ Kölner Modell“ geprägt hat, in der Zuständigkeit und Finanzierung des städtischen Amtes für Soziales und Senioren liegt.
Zunehmen wird die Bedeutung von Alterskrankheiten, weil die Menschen– nicht nur in unserem Land – älter werden. Und als Folge dieses demographischen Wandels nimmt die Zahl alter und hochbetagter Menschen in unserer Gesellschaft zu, eine zunächst ja erfreuliche Entwicklung. Günstige Lebensbedingungen, verbesserte medizinische Möglichkeiten sowie die zunehmenden Anstrengungen hinsichtlich Gesundheitsförderung und Prävention tragen dazu bei, dass für Viele dieser Zuwachs an Lebenszeit auch tatsächlich einen Gewinn an gelebtem Leben in Selbstständigkeit bedeutet. Gleichwohl wird mit der Zahl alter Menschen auch die Zahl derjenigen steigen, die an Alterserkrankungen, und hierunter besonders an gerontopsychiatrischen Krankheitsbildern leiden. Dies wird besonders deutlich bei der Zunahme von Menschen mit Depressionen und dementiellen Erkrankungen.
In der Vorlage Nr 12/3195 wird in diesem Zusammenhang auf die Verantwortung der Kommunen hingewiesen. Diese Verantwortung ergibt sich schon aus der sozialstaatlichen Verpflichtung, aber unter anderem auch aus dem Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten, aus dem Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst in NRW sowie dem SGB XII und umfasst den Aufbau einer angemessenen Infrastruktur, die Förderung von Vernetzung und Kooperation der verschiedenen Akteure, die Analyse von Versorgungsnotwendigkeiten und –defiziten und manch anderem mehr.
Ein Schwerpunkt des kommunalen Handelns ist dabei die Prävention, die zusammen mit ergänzenden ambulanten Hilfen und Beratungsangeboten einen möglichst langen Verbleib in der gewohnten Umgebung und ein Leben in Selbstständigkeit ermöglichen soll. Tatsächlich können viele Betroffene trotz Erkrankung und Einschränkungen in ihren Wohnungen verbleiben und zum Teil mit Unterstützung ihrer Angehörigen sehr gut zu Hause versorgt werden. Die ambulanten Angebote haben demnach die Aufgabe, die pflegenden Angehörigen zu entlasten und die Betroffenen bedarfsgerecht sowohl psychosozial als auch medizinisch zu stützen. Und für die betroffenen Menschen ist der Verbleib in ihrer vertrauten Umgebung ein erheblicher gewinn an Lebensqualität.
Für diejenigen, die dann aber doch eine institutionelle Versorgung benötigen, gibt es in unserer Stadt über 70 Pflegeeinrichtungen, die bereits seit Jahren einen deutlichen Anstieg von Menschen mit gerontopsychiatrischen Veränderungen verzeichnen. Da viele Seniorinnen und Senioren lange in ihrer eigenen Wohnung verbleiben können, liegt das Durchschnittsalter in den Pflegeheimen bei deutlich über 80 Jahren. 
Seit den 90er Jahren des vorigen Jahrhunderts entstandenen Angebote, die unter einem Dach eine Reihe von Hilfemöglichkeiten vereinen. In Analogie zur Allgemeinpsychiatrie mit ihren Sozialpsychiatrischen Zentren wurde das Konzept der Gerontopsychiatrischen Zentren entwickelt. 1991 entstand vor allem durch die Initiative von Herrn Dr. Leidinger, der damals Abteilungsarzt der dortigen Klinik war, das erste derartige Zentrum in Gütersloh. 
Die guten Erfahrungen in diesem Bereich waren wohl dafür verantwortlich, dass auch die Rheinischen Kliniken im gerontopsychiatrischen Bereich auf eine bürgernahe Versorgung setzten. So wurde in Köln das Konzept der Gerontopsychiatrischen Zentren als ein komplexes Hilfeangebot mit unterschiedlichen Bausteinen entwickelt. Mittlerweile gibt es drei gut erreichbare, in den Stadtteilen angesiedelte Zentren. Diejenigen in Mülheim und im Kölner Nordwesten (das sich - noch nicht ganz ausgebaut noch in Bilderstöckchen befindet, bald jedoch komplettiert und nach Chorweiler verlagert werden wird), das Zentrum in Rodenkirchen wird von den Alexianern getragen. 

An den Standorten existieren jeweils eine Tagesklinik, eine Fachambulanz sowie eine kommunal finanzierte Beratungsstelle. Alle Bereiche arbeiten sowohl mit den niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten als auch mit den Einrichtungen und Diensten des Fachsystems stark vernetzt zusammen. Schnittstelle ist hier die von der Kommune finanzierte Gerontopsychiatrische Beratungsstelle, die ganz intensiv Aufklärung betreibt und für viele Angehörige und Betroffene wegweisende Funktionen erfüllt. 
Das Modell der Kooperation zwischen der Kommune insbesondere im Seniorenbereich mit dem Amt für Soziales und Senioren und im Gesundheitsbereich mit dem Gesundheitsamt, wirkt sich aus meiner Sicht ganz deutlich auf die Qualität der Versorgung in Köln aus. Die Rheinischen Kliniken pflegen einen intensiven fachlichen Austausch mit der Psychiatriekoordination des Gesundheitsamtes, der für beide Seiten gewinnbringend ist.
Der Sozialpsychiatrischen Dienst des Gesundheitsamtes arbeitet im Bereich der älteren psychisch kranken Menschen ebenso eng mit den gerontopsychiatrischen Fachabteilungen der Kliniken zusammen und hat in der Versorgung der Betroffenen in erster Linie die Aufgabe, die Problematik des Einzelfalls zu erkennen und dafür zu sorgen, dass diese Menschen eine diagnosespezifische Unterstützung erhalten. 

Die Zentren und insbesondere auch die Beratungsstellen werden von Betroffenen und Angehörigen sehr stark in Anspruch genommen. Im Köln können wir davon ausgehen, dass ihre bürgernahe Ausrichtung richtig gewählt wurde. Nicht zu vergessen sind die vielen begleitenden Angebote für pflegende Angehörige, deren sehr kraftraubende Aufgabe mit dem Konzept entsprechende Unterstützung und auch Würdigung findet. Insbesondere die dort ansässigen Gesprächskreise helfen den Angehörigen dabei, sich ihrer schwierigen Aufgabe Tag für Tag zu stellen.
Auf Grund der hohen Nachfrage werden derzeit weitere Überlegungen im Hinblick auf den Ausbau von ambulanten Angeboten angestellt. Hierbei soll verstärkt auf integrierte Ansätze für Migrantinnen und Migranten geachtet werden. Die bisherigen Erfahrungen in der Behandlung von älteren türkisch-sprechenden Migrantinnen und Migrantinnen des Gerontopsychiatrischen Zentrums in Mülheim bilden die Grundlage für weitere Planungen.
Ich möchte an dieser Stelle betonen, dass die Bemühungen der Rheinischen Kliniken in Köln von Seiten der Stadt sehr begrüßt werden. Hilfe muss gemeindenah und gut erreichbar dort stattfinden, wo sie konkret benötigt wird. Ein gut ausgebautes System, mit vielen ergänzenden und entlastenden Unterstützungsmöglichkeiten, kann unter Umständen stationäre Aufenthalte vermeiden helfen und so für mehr Zufriedenheit und Lebensqualität sorgen.

Aus meiner Sicht kann Köln sich glücklich schätzen mit den Kliniken einen sehr starken Partner zu haben, der an einem engen Austausch mit den Fachämtern und dem Versorgungssystem der beteiligten Einrichtungen und Diensten interessiert ist. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

